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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Beim Entziehungstatbestand des § 42 iVm § 41 Abs. 1 lit. e Stmk JagdG 1986 kommt es nicht auf die 
"Verlässlichkeit" des Betreffenden an, sondern darauf, dass dieser entweder die Gefahr des 
unvorsichtigen Führens einer Schusswaffe oder die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit verwirklicht 
(vgl. VwGH 12.9.2006, 2003/03/0275). Im Übrigen bindet selbst im waffenrechtlichen Verfahren das 
Ergebnis des vom Antragsteller beizubringenden Gutachtens nach § 8 Abs. 7 WaffG 1996 die 
Waffenbehörde nicht dahingehend, dass sie von der Verlässlichkeit des Antragstellers auszugehen hätte, 
auch wenn sie Tatsachen feststellt, die (dort: im Sinne des § 8 Abs. 1 Z 1 WaffG 1996) die Annahme 
rechtfertigen, dass der Antragsteller Waffen missbräuchlich oder leichtfertig verwenden wird (vgl. VwGH 
31.3.2017, Ra 2016/03/0121). 
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